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„Wir setzen dagegen auf Deeskalation, globale Gerechtigkeit und zivile Konfliktlösung, um der sich
zuspitzenden Blockkonfrontation eine friedliche Alternative entgegenzusetzen. Das meint eine
Politik, die nicht der Logik des Militärischen folgt, die die Bedrohung von Demokratie und
Rechtsstaatlichkeit von innen und außen ernst nimmt, aber grenzübergreifend Ausgleich, Abrüstung
und sozialer Gerechtigkeit verpflichtet ist. Eine Entspannungspolitik, die internationales Recht und
den Weg der Diplomatie und Verhandlung stärkt. Die endlich die Fluchtursachen bekämpft – nicht
die Geflüchteten. Die solidarischen Handel und gemeinsame Entwicklung stärkt, statt
Standortkonkurrenz und neokoloniale Ausbeutung zu verschärfen. Die aktiv jene Menschen,
Organisationen, Gewerkschaften und Bewegungen unterstützt, die für Demokratie und
Gerechtigkeit eintreten, anstatt weiter Deals mit Diktatoren zu machen. Die dafür sorgt, dass die EU
nicht ein Treiber des Wettrüstens bleibt, sondern eine Friedensunion wird.

Das kann gelingen mit einem neuen Internationalismus, der ohne Doppelstandards Völkerrecht und
Menschenrechte achtet – und überall für Gerechtigkeit, Kooperation und Demokratie eintritt. Die
Grenzen verlaufen zwischen oben und unten, unser Kampf für Gerechtigkeit ist universell. Denn es
braucht weltweit soziale Gerechtigkeit, eine klimagerechte Wirtschaft und Rechtsstaatlichkeit,
Menschenrechte und handlungsfähige internationale Strukturen.“ (Linkspartei,
Wahlprogrammentwurf zur Europawahl 2024)

Alt und bricht sofort

Das, was sich weiter Linkspartei nennt, in das über 1.000 neue Genoss:innen nach dem ersehnten
Weggang Sahra Wagenknechts und ihrer Sänftenträger:innen eingetreten sind, wird nicht müde zu
betonen, dass jetzt alles besser würde. Aufbruchstimmung, alles neu, beziehungsweise: Back to the
roots. Und das trifft es. Denn der oben zitierte „neue Internationalismus“ ist gar nicht so neu. Vor
zehn Jahren hätte das Ganze mehr oder weniger genauso im Wahlprogramm der LINKEN stehen
können und damals wie heute wäre auch eine Sahra Wagenknecht damit zufrieden. Hinter
floskelhaft Unkonkretem kann sich weiterhin fast alles und jede/r sammeln. Es ist ein
Internationalismus, der außer dem Namen wenig Internationalistisches in sich trägt, eine Klammer,
die Regierungssozialist:innen, Bewegungslinke und den Rest wie mit einem porösen Einweckgummi
zusammenhält.

Und während der Gummi alt und ausgeleiert ist und nur durch den Weggang des
Wagenknechtflügels eine gewisse Entlastung erfährt, wiegt die veränderte Weltlage so schwer. Die
Linkspartei spricht ja selbst von einem „Epochenbruch“. Doch aus dieser Erkenntnis folgt keine
Revision des Programms. Die alten Antworten sollen auch in der neuen Zeit die richtigen sein, dabei
waren sie es in der „alten“ schon nicht.

Denn was so schön und einfach klingt – „friedliche Alternative“, „Ausgleich“, „Abrüstung“,
„solidarischer Handel“, „soziale Gerechtigkeit“, „Menschenrechte“ – das ist fromm im religiösesten
Sinn. Es wird geglaubt, versprochen und nicht analysiert. Fest geglaubt daran, dass Kapitalismus
„fair“ und „friedlich“ gehen könne. Ein fortgesetzter Gottesdienst, der die Illusion streut, das Hier
und Jetzt könnte einfach so anders werden. Das steht so zwar nicht da, aber es ist, worauf die Politik
der Linkspartei wie eh und je hinausläuft. Oder besser: nicht hinausläuft. Denn nur weil sich etwas
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gewünscht wird, wird es nicht passieren. Die kapitalistische Welt ist eben eine ganz konkrete, von
Widersprüchen durchzogene, in der Konkurrenz überhaupt das ist, worin sie sich verwirklichen
kann. Selbst wenn die Linkspartei an der Regierung wäre, mit absoluter Mehrheit, würde alles, was
sie sich wünscht, an diesen Sachzwängen zerrreißen und zerbrechen. Es gibt keinen Kapitalismus
ohne Ausbeutung und Konkurrenz, die die Ausbeutung immer weiter zuspitzt und eben zu
Neokolonialismus führen muss.

Das weiß sie vielleicht auch selbst. Aber ihr Wahlprogramm ist ja auch erst mal nur ein
Stimmenfänger und dann sieht man, was möglich ist, innerhalb des Systems, mit ein bisschen
sozialer Bewegung und Parlamentarisieren. Wenn aber die Welt nicht grundsätzlich infrage gestellt
wird, was ist dann die Politik der LINKEN anderes als eine nationale, kapitalistische? Ihre
„friedliche Alternative“ ist eine Lösung des Ukrainekrieges am Verhandlungstisch der Großmächte
Russland und NATO, keine des Selbstbestimmungsrechts der Menschen, die in der Region leben. Ihr
„Völkerrecht“ ist das der UNO und damit einer imperialistischen Institutionen schlechthin. Ihr
„solidarischer Handel“ ist immer noch Ausbeutung.

So wenig neu wie das Programm für ein „Comeback“ ist, so wenig neu ist eigentlich auch unsere
Kritik daran. Wir haben die Programme der Linkspartei in den letzten Jahren wiederholt Kritiken
unterzogen, auch hinsichtlich des Internationalismus, der nur so halbgar daherkommt. Was sich
jedoch mit der „Epochenwende“ durchaus verändert, ist, dass Ansprüche früher mit der Realität
kollidieren, wobei die kapitalistische Realität bei diesem Zusammenprall keinen Schaden nimmt,
wohl aber die Linkspartei und die, die an sie glauben oder doch wenigstens ein kleines bisschen in
Ermangelung von Alternativen auf sie hoffen. Die Partei ist getrieben von der Welt.

Offene Grenzen

Als Beispiel dafür dient die Forderung nach offenen Grenzen, inzwischen entsorgt und opportun
durch ihre Negation ersetzt, nämlich der Absage an Grenzkontrollen (Beschluss des
Parteivorstandes vom 23. Oktober 2023). Natürlich war das mit den offenen Grenzen nie wirklich
ernstgemeint. Solange es eine im Vergleich zu heute überschaubare Migration gab (die schon 2014
für Tausende den Tod im Mittelmeer bedeutete), war das etwas, womit man sich gut schmücken
konnte.

Dann kam 2015, dann die AfD und es stellte sich wirklich die Frage, wie mit Millionen Geflüchteten
umgegangen werden soll. Die Antwort oben: Fluchtursachen bekämpfen. Das ist zwar an sich
richtig, aber es verkommt zur Phrase, wenn es als Ersatz für eine konkrete Antwort herhalten soll,
ob Hunderttausende Geflüchtete aufgenommen werden sollen oder nicht. Man weicht also aus und
setzt auf „Gerechtigkeit“ usw., also auf Plattitüden.

Das ist einfacher, als offene Grenzen wirklich mal konsequent weiter zu denken und jenen zu
vermitteln, die tatsächlich eine damit verbundene Angst haben, jedoch noch nicht in den Fängen der
AfD oder von BSW stecken. Dies nicht zu tun, heißt ansonsten, dass sich DIE LINKE im Endeffekt
unter jene einreiht, für die Grenzkontrollen usw. alternativ sind. Sie mag zwar die Politik der
Regierung in einzelnen Fällen kritisieren, aber selbst formuliert sie in dieser einen Grenzfrage eben
keine Alternative.

Dass offene Grenzen mit der bestehenden Realität nicht vereinbar sind, ist dabei der Linkspartei
selbst klar, sonst würde sie an der Idee festhalten. Aber obwohl, ja weil sie mit der imperialistischen
Weltordnung unvereinbar ist, halten z. B. wir an der Idee fest. Sie führt im Grunde sofort zu der
Frage: Wie soll die Gesellschaft, nicht nur in Deutschland, sondern weltweit aussehen? Wer
antirassistisch sein will, der muss dafür sein, dass alle Menschen das Recht haben, überall auf der
Welt zu leben. Alles andere ist geheuchelt. Den Weg zu so einer Welt zu zeichnen und vorstellbar zu



machen, das macht einen wirklichen Internationalismus aus. Daher muss Antirassismus als
integraler Teil des Klassenkampfes verstanden werden. Verteilung der Arbeit auf alle, Sicherung von
Wohnraum und soziale Absicherung für alle, Enteignung internationaler Konzerne, ein Plan zur
Reparation der Schäden in der halbkolonialen Welt, multilinguale Ämter usw. sind davon genauso
Eckpunkte wie eben die offenen Grenzen.

Ukraine

Ein anderes Beispiel für den halbgaren Internationalismus ist die Haltung zur Ukraine. Hier
offenbart sich außerdem, dass der in der Partei weit verbreitete Pazifismus keine Antwort auf die
Kriegsgefahr bietet. Zwar muss zugutegehalten werden, dass diese Pazifist:innen nicht so wie viele
andere vom Krieg einfach umgeworfen wurden und auf der Seite der NATO landeten. Trotzdem
stellt sich die Frage: Wenn man der Ukraine das Recht auf Selbstverteidigung zugesteht, wie soll sie
dieses dann wahrnehmen? Zu sagen, dass mehr Waffen keinen Frieden bringen, dieser nur
diplomatisch erreichbar sei, und an Putin, Biden und Scholz zu appellieren, sich doch an einen Tisch
zu setzen, bedeutet im Grunde nur, den Großmächten der Welt zuzugestehen, dass sie über Krieg
und Frieden und über die „Friedensordnung“ entscheiden. Das heißt jene, die sich nicht nur auf
militärischem Gebiet im Kampf um eine Neuaufteilung der Welt befinden, sollen entscheiden, wie
die Ukraine neu aufgeteilt wird. Ein solcher imperialistischer Frieden würde allenfalls die
geostrategische Konfrontation, die den Krieg um die Ukraine auch, wenngleich nicht ausschließlich
prägt, in neue Formen gießen. An der Aufrüstung, der Expansion der NATO wie ihrer
imperialistischen Rivalität mit Russland und China würde das nichts ändern. Aber alles ist, was und
wie es ist, so scheiße es auch ist.

Allgemein gesteht DIE LINKE zwar der Ukraine das Recht auf Selbstverteidigung gegen die
imperialistische Invasion Russlands zu. Aber die Frage, wie die Anerkennung dieses
Selbstbestimmungsrechts, das ohne die Mittel zur seiner Umsetzung nichts wert ist, mit dem Kampf
gegen jede imperialistische Einflussnahme in der Ukraine verbunden werden kann, stellt sie sich
erst gar nicht.

Als Revolutionär:innen gestehen wir zwar der Ukraine zu, sich die Mittel für ihre Verteidigung zu
beschaffen, wir lehnen aber Forderungen an die westlichen imperialistischen Mächte, sich
einzumischen, ab und treten offensiv für ein Ende der Sanktionen gegen Russland ein, weil diese
integraler Teil eines neuen Kalten Krieges zwischen den Großmächten sind.

Bezüglich der Waffenlieferungen an die Ukraine geht es vor allem darum: Wie kann dafür gesorgt
werden, dass diese nicht zur Aufrüstung der NATO in Polen oder im Baltikum genutzt werden? Im
Endeffekt bedeutet es zu fordern, dass Waffentransporte nicht durch die Armeen und NATO-Staaten
kontrolliert werden, sondern durch die Transportarbeiter:innen selbst. Immerhin gibt es in Europa
kleine Beispiele, wo sowas passierte. Es verweist aber auch auf das, was wirklich dem Krieg das
Handwerk legen kann.Nicht die Diplomatie der Imperialist:innen, sondern eine internationale
Antikriegsbewegung auf Straßen, Gleisen und in Rüstungsfabriken. Nur diese wäre in der Lage die
Unterstützung des ukrainischen Selbstbestimmungsrechtes und den Kampf gegen die
Imperialist:innen auf allen Seiten miteinander zu kombinieren. Eine solche Bewegung müsste in
klarer Opposition zur Selenskyj-Regierung stehen und die linken und gewerkschaftlichen Kräfte in
der Ukraine unterstützen und zwar vor allem jene, die für von allen bürgerlichen und
imperialistischen Kräften unabhängige Arbeiter:innenpolitik einstehen. Klar sind wir davon weit
weg. Wäre trotzdem die Aufgabe der Linkspartei, vermittelt über ihren Einfluss in Gewerkschaften,
so etwas aufzubauen. Es ist allemal sinnvoller, als für ein Ende der Kriege durch UNO, Diplomatie
und Pazifismus einzutreten. Es wäre die Bereitschaft zum Klassenkampf: sich darauf vorzubereiten,
allem, was ist, glaubwürdig den Krieg zu erklären.



Palästina

Und damit kommen wir zu Palästina, heute der Gretchenfrage, wenn es um internationale Solidarität
deutscher Linker geht. Im Bundestag hatte sich die Linkspartei allen anderen Parteien schnell
angeschlossen, als es um die Verurteilung des Hamasterrors und die Solidarität mit Israel ging.

Auch wir verurteilen die Ermordung unschuldiger Zivilist:innen am 7. Oktober und lehnen die Politik
und Strategie der Hamas ab. Aber das ändert nichts daran, dass der palästinensische Widerstand
gegen die seit Jahrzehnten andauernde Vertreibung und Besatzung auch unter einer schlechten,
reaktionären Führung wie jener der Hamas legitim ist.

Wenn, wie Gregor Gysi sagt, die Palästinenser:innen die Unterdrückten sind, dann stellt sich für
Linke die Frage: Wie kann diese Unterdrückung beendet werden? Dieser Weg führt darüber, dass
eine linke Alternative zur Hamas aufgebaut werden muss, die den Kampf nicht einfach für sich
selbst und eine Zwei-Staaten-Lösung führt, sondern wirklich ein Programm bietet, was jede
Unterdrückung in der Region beendet. Die der Palästinenser:innen durch Israel. Die
palästinensischer Frauen in einer extrem konservativen Gesellschaft. Die der rassistisch
unterdrückten Israelis durch den Zionismus. Der Weg dahin führt nicht über eine Unterstützung des
Staates, der wesentlich die Ursache für die heutige Situation darstellt. Man kann solidarisch mit
ermordeten und entführten Zivilist:innen sein, ohne sich auf die Seite des Staates zu stellen, der auf
ihrem Pass steht.

Das aber hat die Linkspartei nicht getan. Sie bietet auch heute keine Perspektive und keine klare
Unterstützung der Unterdrückten, weder vor Ort noch in Palästina. Sie landet maximal dort, wo wir
sie schon oben kritisierten: bei der Illusion eines Völkerrechts, einer gerechten Weltordnung in einer
grundsätzlich ungleichen Welt. Bei zähen Debatten, bei verwundenen Begründungen, warum man
da steht, wo man steht. Damit ist die Linkspartei noch weniger glaubwürdig als alle anderen
Parteien.

Denn während diese den Boden, auf dem sie agieren – den deutschen Imperialismus  –, auch verbal
gar nicht in Frage stellen und sich eben für diesen strategisch in die Bresche werfen, wenn auch mit
unterschiedlichen Ideen, so bezeichnet sich die Linkspartei ja schon als eine demokratisch-
sozialistische Partei. Weder in Palästina noch der Ukraine noch sonst wo ist jedoch ersichtlich, wie
ihr Selbstverständnis zu einer demokratisch-sozialistischen Welt werden kann. Und, das sei mal
unterstellt, auch wenn der Traum davon bei vielen Mitglieder ein aufrichtiger ist, in der Realität ist
das nur eine verschwommene Erinnerung an die letzte Nacht und genauso viel wert.


